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Vorwort zur 8. Auflage

18 Jahre nach Inkrafttreten der SGB II hat sich die Bezeichnung des SGB II 
durch das Zwölftes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz­
buch und anderer Gesetze – Einführung eines Bürgergeldes (Bürgergeld-Gesetz) 
vom 16.12.2022 in „Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende“ geändert. 
Schon daraus ergab sich die Notwendigkeit einer Neuauflage, enthielt das 
Zwölfte Änderungsgesetz doch nicht nur Regelungen, die den Begriff „Bürger­
geld“ legitimieren mögen wie die einjährige Karenzzeit beim Einkommen und 
bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung, den Kooperationsplan statt der 
Eingliederungsvereinbarung und die Qualifizierungsoffensive, sondern auch wei­
tere Änderungen. Genannt seien nur die Verstetigung von Bestimmungen im 
Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie, die durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts notwendig gewordene Neuregelung der Sanktionsbe­
stimmungen, die Fortschreibung der Regelbedarf mit Basisfortschreibung und 
ergänzender Fortschreibung. Außerdem gab es seit dem Erscheinen der 7. Aufla­
ge bis zum Inkrafttreten des Bürgergeld-Gesetzes allein weitere 17 gesetzliche 
Änderungen des SGB II.

Weiterhin bleibt Ziel des Kommentars, für alle mit der Materie befassten Perso­
nen fundiertes Material zur Auslegung des SGB II zu liefern, inhaltliche Gestal­
tungsmöglichkeiten bei der Anwendung des SGB II zu eröffnen und zur Rechts- 
und Interessenvertretung der Leistungsberechtigten beizutragen. Kommentiert 
wird das SGB II in der für Wissenschaft, Lehre und Praxis notwendigen inhaltli­
chen Tiefe. Ergänzt wird diese Kommentierung durch den Anhang Verfahren, um 
die für die Rechtsdurchsetzung notwendigen Hinweise zu geben.

Der Kommentar wendet sich an Leistungsberechtigte, Berater in den Verbänden 
und Anwälte ebenso wie an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den Leistungs­
trägern und in den Jobcentern sowie an Richterinnen und Richter. Als Lehrkom­
mentar ist er zugleich für alle, die sich in die komplexe Materie des SGB II 
systematisch einarbeiten, wie etwa Studierende und Lehrende an Hochschulen, 
bestimmt. Demgemäß setzt sich der Kreis der Autorinnen und Autoren aus un­
terschiedlichen Arbeitsfeldern, der Verwaltungspraxis, der Rechtsprechung, aus 
Wissenschaft und Lehre zusammen. Mit der 8. Auflage scheidet aus dem bisheri­
gen Autorenkreis Stephan Thie aus. Hinzugekommen sind die die Richter Iven 
Gräf und Jörn Hökendorf.

Die Hochschullehrerin Prof. Dr. Anne Lenze ist mit der 8. Auflage in die Heraus­
geberschaft eingetreten.

Wir bedanken uns für zahlreiche Anregungen, sei es in Schreiben an uns, in den 
Besprechungen des Kommentars oder in vielen Diskussionen. Mit dem vorgeleg­
ten Lehr- und Praxiskommentar hoffen wir, eine fachlich fundierte Anwendung 
des SGB II unterstützen zu können, von den Benutzerinnen und Benutzern wün­
schen wir uns weiterhin Hinweise, Anregungen und Kritik.

Der Kommentar befindet sich hinsichtlich der Einarbeitung von Literatur und 
Rechtsprechung auf dem Stand von Ende Juni, hinsichtlich rechtlicher Regelun­
gen auf dem Stand von Mitte August 2023. Bereits verabschiedete jedoch erst 
2024 bzw. 2025 in Kraft tretende Gesetze wurden bereits eingearbeitet. Im Ge­
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setzgebungsverfahren befindliche Vorhaben wie das Gesetz zur Anpassung des 
Zwölften und des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch und weiterer Gesetze 
werden berücksichtigt.

Berlin, Darmstadt im August 2023
Johannes Münder, Udo Geiger und Anne Lenze
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auf Beanstandung des Leistungsberechtigten die persönlichen Ansprechpersonen 
bereits bei gravierenden Kommunikationsstörungen zu ersetzen.77 § 17 SGB X 
vermittelt jedoch keinen isoliert durchsetzbaren Anspruch auf die Auswechselung 
eines Fallmanagers und Zuweisung eines anderen Sachbearbeiters; wird einem 
sachlich begründeten Befangenheitsbegehren nicht nachgegeben und wirkt diese 
Person weiterhin mit, kann der hierin liegende Verfahrensfehler nur mit einem 
Rechtsbehelf gegen die Sachentscheidung geltend gemacht werden.78

Dem trägerbezogenen objektivrechtlichen Gebot passgenauer Förderung (Abs. 1 
und 4) entspricht lediglich ein subjektivrechtlicher Anspruch des Leistungsbe­
rechtigten auf ermessensfehlerfreie Entscheidung (→ § 3 Rn. 3 f.) über Ob, Art, 
Zeitpunkt und Umfang der Eingliederungsleistungen.

Potenzialanalyse und Kooperationsplan

(1) 1Die Agentur für Arbeit soll unverzüglich zusammen mit jeder erwerbsfähi­
gen leistungsberechtigten Person die für die Eingliederung in Ausbildung oder 
Arbeit erforderlichen persönlichen Merkmale, die beruflichen Fähigkeiten und 
die Eignung feststellen; diese Feststellungen erstrecken sich auch auf die indivi­
duellen Stärken sowie darauf, ob und durch welche Umstände die berufliche 
Eingliederung voraussichtlich erschwert sein wird (Potenzialanalyse). 2Tatsachen, 
über die die Agentur für Arbeit nach § 9a Satz 2 Nummer 2 des Dritten Buches 
unterrichtet wird, müssen nicht erneut festgestellt werden, es sei denn, es liegen 
Anhaltspunkte dafür vor, dass sich Umstände, die für die Eingliederung maßge­
bend sind, verändert haben.
(2) 1Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger 
unverzüglich nach der Potenzialanalyse mit jeder erwerbsfähigen leistungsberech­
tigten Person unter Berücksichtigung der Feststellungen nach Absatz 1 gemein­
sam einen Plan zur Verbesserung der Teilhabe (Kooperationsplan) erstellen. 2In 
diesem werden das Eingliederungsziel und die wesentlichen Schritte zur Einglie­
derung festgehalten, insbesondere soll festgelegt werden,
1. welche Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit nach diesem 

Abschnitt in Betracht kommen,
2. welche für eine erfolgreiche Überwindung von Hilfebedürftigkeit, vor allem 

durch Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit, erforderlichen Eigenbemü­
hungen erwerbsfähige Leistungsberechtigte mindestens unternehmen und 
nachweisen,

3. eine vorgesehene Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 43 des Aufent­
haltsgesetzes oder an einer Maßnahme der berufsbezogenen Deutschsprach­
förderung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes,

4. wie Leistungen anderer Leistungsträger in den Eingliederungsprozess einbe­
zogen werden,

5. in welche Ausbildung, Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche die erwerbsfähige 
leistungsberechtigte Person vermittelt werden soll und

6. ob ein möglicher Bedarf für Leistungen zur beruflichen oder medizinischen 
Rehabilitation mit dem Ziel einer entsprechenden Antragstellung in Betracht 
kommt.

§ 15

77 Wie hier BeckOGK/Kothe SGB II § 14 Rn. 41 f.; enger jurisPK-SGB II/Grote-Seifert § 14 
Rn. 38; BSG 22.9.2009 – B 4 AS 13/09 R, SozR 4-4200 § 15 Nr. 1.

78 LSG NRW 23.3.2010 – L 6 B 93/09 AS.
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3Im Kooperationsplan kann auch festgehalten werden,
1. welche Maßnahmen und Leistungen der aktiven Arbeitsförderung im Hin­

blick auf mögliche gesundheitliche Beeinträchtigungen, die einer Integration 
in den Arbeitsmarkt entgegenstehen, in Betracht kommen und welche ande­
ren Leistungsträger im Hinblick auf diese Beeinträchtigungen voraussichtlich 
zu beteiligen sind und

2. welche Leistungen nach diesem Abschnitt für Personen in Betracht kommen, 
die mit der oder dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer Bedarfs­
gemeinschaft leben, um Hemmnisse der erwerbsfähigen leistungsberechtigten 
Person zu beseitigen oder zu verringern; diese Personen sind hierbei zu betei­
ligen.

(3) 1Die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person erhält den Kooperationsplan 
in Textform. 2Der Kooperationsplan soll spätestens nach Ablauf von jeweils 
sechs Monaten gemeinsam aktualisiert und fortgeschrieben werden.
(4) Die erste Einladung zum Gespräch zur Erstellung der Potenzialanalyse und 
des Kooperationsplans erfolgt ohne Belehrung über die Rechtsfolgen bei Nicht­
teilnahme.
(5) 1Die Agentur für Arbeit überprüft regelmäßig, ob die erwerbsfähige leistungs­
berechtigte Person die im Kooperationsplan festgehaltenen Absprachen einhält. 
2Aufforderungen hierzu erfolgen grundsätzlich mit Rechtsfolgenbelehrung, ins­
besondere bei Maßnahmen gemäß §§ 16, 16d ist eine Rechtsfolgenbelehrung 
vorzusehen.
(6) Wenn ein Kooperationsplan nicht zustande kommt oder nicht fortgeschrieben 
werden kann, erfolgen Aufforderungen zu erforderlichen Mitwirkungshandlun­
gen mit Rechtsfolgenbelehrung.

1 Überblick . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1
1.1 Regelungsstruktur; -absicht . . 1
1.2 Gesetzesentwicklung . . . . . . . . . . 3
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Überblick
Regelungsstruktur; -absicht

Der Gesetzgeber hat die Regelung mit dem BürgergeldG (→ Einl. Rn. 21 ff.),1 

wobei es sich beim Kooperationsplan um ein Kernelement handelt,2 neu gefasst 
und grundlegende Änderungen vorgenommen. Der neu geregelte Kooperations­
plan ist das Kerninstrument aktiv kooperativer Eingliederungsbemühungen. Zu­
gleich ist er Ausdruck eines neuen Eingliederungskonzepts.3 In diesem Instru­
ment bündeln sich das Konzept von Fordern und Fördern, das Gebot passgenau­
er Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sowie der Gedanke der aktiven Koope­
ration4 gleichermaßen für den Eingliederungserfolg Verantwortlicher. Es struktu­
riert den Eingliederungsprozess – „roter Faden“5 – und verbindet die staatliche 
Leistungsgewähr mit Gegenleistungen in Form von Kooperation, Mitwirkung 
und Eigenbemühungen.6 Mit der Neuregelung reagiert der Gesetzgeber auf die 
Erfahrungen mit dem Instrument der Eingliederungsvereinbarung, welches in der 
Praxis aufgrund der rechtlichen Einordnung als zu kompliziert angesehen wur­
de.7 Der Kooperationsplan ist nach der Begründung rechtlich unverbindlich, um 
den Fokus auf die individuellen Bedarfe und nicht die möglichen Rechtsfolgen zu 
lenken.8

Die Rechtsnatur des Kooperationsplanes wird jedoch vom Gesetzgeber nicht 
geregelt. In Abs. 1 findet sich die Pflicht der AA unverzüglich mit jedem Leis­
tungsberechtigten eine Potenzialanalyse durchzuführen, die wiederum nach der 
Gesetzessystematik die Grundlage für den weiteren Eingliederungsprozess bildet. 
Die Vorschrift enthält eine an die AA gerichtete Pflicht, mit den Leistungsbe­
rechtigten gemeinsam einen Kooperationsplan zu erstellen (Abs. 2 Satz 1), die 
Pflicht für den Hilfebedürftigen folgt aus § 2 Abs. 1 Satz 2. Abs. 2 regelt nicht 
abschließend die wesentlichen Inhalte des Kooperationsplanes (Abs. 2 Satz 2 
und 3), einschließlich der Möglichkeit, Planungen auch über Leistungen an die 
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft zu treffen (Abs. 2 Satz 3 Nr. 2), die Form 
der Vereinbarung – Textform (Abs. 3 Satz 1), eine Regelüberprüfungszeit (Abs. 3 
Satz 2) sowie Besonderheiten zur Meldeobliegenheit (Abs. 4). In Abs. 5 und 69 

1
1.1

1 Zwölftes SGB-II-Änderungsgesetz v. 16.12.2022, BGBl. 2022 I 2328 ff.
2 Herbe/Palsherm Neues Bürgergeld/Palsherm § 7 Rn. 181.
3 Kretschmer 2012, 29 ff.
4 Shirvani SGb 2010, 257.
5 BT-Drs. 20/3873, 4.
6 S. a. Rauch/Zellner 2008; Kretschmer 2012.
7 Bernhard/Stephan/Uhlendorff/van den Berg in IAB-Forschungsbericht, 16/2022, 15.
8 BT-Drs. 20/3873, 4, 83.
9 Einfügung erst im Vermittlungsausschuss s. BT-Drs. 20/4600.
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– ein Fremdkörper im kooperativen Eingliederungsinstrument10 – werden Mög­
lichkeiten geregelt, eine Leistungsminderung nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 (→ § 31 
Rn. 25 ff.), durch Aufforderungen zu Mitwirkungspflichten an die Leistungsbe­
rechtigten vorzubereiten.

Gesetzesentwicklung
Durch das RBEGuSGBII,SGBXIIÄndG wurde dem zuvor bestehenden Kontra­
hierungszwang (§ 2 Abs. 1 Satz 2) die Spitze genommen, weil der Nichtabschluss 
der Eingliederungsvereinbarung als solcher nicht mehr zur Leistungsabsenkung 
führt. Diese klare Entscheidung des Gesetzgebers kann – zumal wegen der Ge­
schlossenheit des Sanktionensystems – nicht dadurch unterlaufen werden, dass 
bei Verletzung der Abschlussobliegenheit nach § 2 dem Leistungsträger das Recht 
zugebilligt wird, nach § 61 Abs. 2 SGB X iVm § 273 Abs. 1 BGB, § 48 SGB X die 
Zahlung von Alg II zu verweigern.11

Durch das 9.SGBIIÄndG ist in Abs. 1 nach dem Vorbild des § 37 Abs. 1 SGB III 
die Potenzialanalyse als im Regelfall verpflichtende Grundlage der Eingliede­
rungsvereinbarung eingefügt worden. Ersatzlos aufgehoben worden sind die Re­
gelungen zum Schadenersatz bei Nichtbeendigung von Bildungsmaßnahmen; sie 
sind in der Praxis wohl nur außerordentlich selten angewandt worden und haben 
dann auch unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand verursacht. Die zum 
1.1.2019 durch das Qualifizierungschancengesetz eingefügte Regelung flankieren 
das in § 14 Abs. 1 Satz 2 konkretisierte Kooperationsgebot und begrenzte bei 
hierfür nach § 9a Satz 2 SGB III von den SGB III-Dienststellen übermittelten 
Tatsachenangaben den Amtsermittlungsgrundsatz.
Die Neufassung mit dem BürgergeldG brachte zum 1.7.202312 eine grundlegen­
de Änderung des Eingliederungsprozesses. Unnötige bürokratische Belastungen 
sollten abgebaut werden und die Transparenz sowie Verständlichkeit der Inhalte 
sollten im Vordergrund stehen.13 Dagegen wurde das Bemühen um Rechtssicher­
heit mit Blick auf die Eingliederungsvereinbarung als Hemmnis für den Prozess 
erkannt (→ Rn. 15 f.). So war es das Ziel der Reform, mit dem Kooperations­
plan und der angedachten Vertrauenszeit ein kooperatives Planungsinstrument 
zur Verfügung zu stellen, welches in einer kooperativen Beratungssituation in 
vertrauensvoller Zusammenarbeit gemeinsam erarbeitet wird und auf die indivi­
duellen Bedarfe der Leistungsberechtigten eingeht. Eine Konzentration auf die 
gemeinsame Planung des Integrationsprozesses sollte ermöglicht werden. Durch 
den geplanten Wegfall der Minderungsmöglichkeiten für den Zeitraum der Ver­
trauenszeit konnten die Leistungsberechtigten ohne Angst vor Leistungsminde­
rungen auch angebotene Mitwirkungshandlungen (Eigenbemühungen, Maßnah­
meteilnahme und Bewerbungen auf Vermittlungsvorschläge) ablehnen bzw. be­
reits begonnene Maßnahmen abbrechen. Im Vermittlungsausschuss14 wurde der 
geplante § 15a SGB II mit seinen Regelungen zur Vertrauenszeit und Kooperati­
onszeit vollumfänglich aus dem BürgergeldG gestrichen. Nunmehr bleibt ledig­
lich jeweils die erste Einladung zum Gespräch zur Erstellung der Potenzialanalyse 
bzw. des Kooperationsplans rechtsfolgenfrei (Abs. 4 → Rn. 59). Hingegen wur­

1.2

10 Hökendorf/Jäger info also 2022, 13 (16 f.).
11 So – kreativ, aber nicht vertretbar – Kretschmer 2012, 229 ff. (381 ff.).
12 Inkrafttreten nach Art. 13 Abs. 2.
13 BT-Drs. 20/3873, 4, 83.
14 BT-Drs. 20/4600.
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den Minderungsmöglichkeiten durch die Aufnahme der Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6 
(→ Rn. 60 ff.) eingeführt.15

Die Neuregelung trat nach Art. 13 Abs. 2 des BürgergeldG zum 1.7.2023 in 
Kraft, um den Jobcentern die Möglichkeit zur Vorbereitung auf das neue Verfah­
ren zu geben. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die vorherigen Regelungen zur 
Eingliederungsvereinbarung nach § 15 aF fort und somit ergab sich auch die 
Pflicht der AA in der Zwischenzeit Eingliederungsvereinbarungen abzuschließen. 
Zugleich schuf der Gesetzgeber eine Übergangsregelung für die Zeit bis zum 
31.12.2023 in § 65 Abs. 4 (→ § 65 Rn. 5).16 Eingliederungsvereinbarungen aus 
der Zeit vor dem Inkrafttreten gelten längstens bis zu diesem Zeitpunkt fort und 
sind bis spätestens zum 31.12.2023 durch einen Kooperationsplan zu ersetzen. 
Vor dem Ende der Laufzeit hat der Leistungsberechtigte keinen Anspruch auf 
Erstellung eines Kooperationsplanes (→ § 65 Rn. 7). Ebenfalls ist nach § 65 
Abs. 6a (→ § 65 Rn. 10) die Möglichkeit zur Sanktionierung nach § 31 Abs. 1 
Nr. 1 aF bis zur Ersetzung durch einen Kooperationsplan eröffnet.

Vergleichbare Regelungen im SGB III, SGB XII und anderen Gesetzen
Im SGB III ist das Instrument der Eingliederungsvereinbarung zum 1.1.2002 
durch das Job-AQTIV-Gesetz17 eingeführt worden. Die mit dem Instrumentenre­
formG inzwischen in einem neuen § 37 SGB III (Potenzialanalyse und Eingliede­
rungsvereinbarung) zusammengefassten Regelungen sehen für Arbeitslose und 
Ausbildungsplatzsuchende eine auf einem entsprechenden persönlichen Einglie­
derungsprofil – Potenzialanalyse – (§ 37 Abs. 1 Satz 1 SGB III) gründende Ein­
gliederungsvereinbarung vor, die in § 37 Abs. 2, 3 SGB III näher ausgeformt ist. 
Eine Ersetzungsmöglichkeit sieht § 37 Abs. 3 Satz 4 SGB III nur hinsichtlich der 
Eigenbemühungen vor.18 Unverändert geblieben ist auch die Rechtsfolgenstruk­
tur bei Vereinbarungsverletzungen; die Sperrzeitenregelungen (§ 159 SGB III), die 
u.a. Sperrzeiten bei Arbeitsablehnung oder unzureichenden Arbeitsbemühungen 
vorsehen, beziehen sich nicht auf isolierte Verstöße gegen die Eingliederungsver­
einbarung.
Im Sozialhilferecht entspricht der Kooperationsplan konzeptionell der Vereinba­
rung nach § 12 Abs. 2 SGB XII.19 Sie unterscheidet sich durch das Festhalten am 
Freiwilligkeitsprinzip (keine Mitwirkungspflicht) und gleicht mit dem Verzicht 
auf eine gesetzesunmittelbare Regelung der Rechtsfolgen bei Verstößen gegen die 
Absprache; sie ist vom Gesetzgeber bewusst20 und ausdrücklich unverbindlich 
gestaltet.
Der Ansatz eines kooperativ erarbeiteten Hilfekonzepts, bei dem bereits die Erar­
beitung Teil der Hilfe ist, findet sich weiterhin etwa in § 36 Abs. 2 SGB VIII 
(Hilfeplan) und § 19 SGB IX (Teilhabeplan)21, wobei dort jeweils am Freiwillig­
keitsprinzip festgehalten worden ist.22

1.3

15 BT-Drs. 20/4600.
16 BT-Drs. 20/3873, 125.
17 V. 10.12.2001, BGBl. I 3443.
18 NK-SGB III/Jüttner § 37 Rn. 27; jurisPK-SGB III/Schubert § 37 Rn. 53.
19 S. LPK-SGB XII/Berlit/Hökendorf § 12 Rn. 1.
20 BT-Drs. 15/1514, 56 und BT-Drs. 20/3873, 108.
21 BT-Drs. 20/3873, 82.
22 Zu § 36 SGB VIII: jurisPK-SGB VIII/von Koppenfels-Spies § 36 Rn. 11 und zu § 19 

SGB IX: jurisPK-SGB IX/Vogl § 19 Rn. 24.
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sondern schreibt zwingend vor („werden vertreten“), dass in diesen Sitzungen die 
entsprechenden Beauftragten für Chancengleichheit die gemeinsame Einrichtung 
vertreten.
Abs. 6 stellt sicher, dass die Inhalte und Vorgaben der Abs. 1 bis 5 bei den 
zugelassenen kommunalen Trägern entsprechend Anwendung finden.

Abschnitt 2  Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Unterabschnitt 1 Leistungsanspruch

Bürgergeld und Leistungen für Bildung und Teilhabe

(1) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten Bürgergeld. 2Nichterwerbsfähi­
ge Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten Bürgergeld, soweit sie keinen Anspruch auf 
Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. 3Die Leistun­
gen umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf für Unterkunft und 
Heizung.
(2) 1Leistungsberechtigte haben unter den Voraussetzungen des § 28 Anspruch 
auf Leistungen für Bildung und Teilhabe, soweit sie keinen Anspruch auf Leis­
tungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. 2Soweit für Kinder 
Leistungen zur Deckung von Bedarfen für Bildung und Teilhabe nach § 6b des 
Bundeskindergeldgesetzes gewährt werden, haben sie keinen Anspruch auf ent­
sprechende Leistungen zur Deckung von Bedarfen nach § 28.
(3) 1Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden in Höhe der 
Bedarfe nach den Absätzen 1 und 2 erbracht, soweit diese nicht durch das zu 
berücksichtigende Einkommen und Vermögen gedeckt sind. 2Zu berücksichtigen­
des Einkommen und Vermögen deckt zunächst die Bedarfe nach den §§ 20, 21 
und 23, darüber hinaus die Bedarfe nach § 22. 3Sind nur noch Leistungen für 
Bildung und Teilhabe zu leisten, deckt weiteres zu berücksichtigendes Einkom­
men und Vermögen die Bedarfe in der Reihenfolge der Absätze 2 bis 7 nach § 28.

1 Bürgergeld und Leistungen für 
Bildung und Teilhabe im Über­
blick . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1

2 Entstehung/Entwicklung . . . . . . . . . . 2
3 Regelungsinhalt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3
4 Anspruchsvoraussetzungen . . . . . . . 5

5 Geldleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6
6 Leistungsträger . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7
7 Verfahrensrechtliche Konse­

quenzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9
8 Nachrang . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10

Bürgergeld und Leistungen für Bildung und Teilhabe im Überblick
§ 19 bildet die Einweisungsvorschrift für die Leistungen zur Sicherung des Le­
bensunterhalts und stellt gleichzeitig die Anspruchsgrundlage für das Bürgergeld 
und die Leistungen für Bildung und Teilhabe dar. Nach dem Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts vom 9.2.20101 wurde die Vorschrift durch das Gesetz zur 
Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch2 mit Wirkung zum 1.1.2011 geändert. Die Ansprüche 
auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wurden definiert und die 

§ 19

1

1 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09.
2 BGBl. I 453.
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Berechnung der Ansprüche geregelt. Die Zusammenfassung mehrerer Bedarfe zu 
einer Leistung trägt dem Umstand Rechnung, dass sich die Leistungshöhe grund­
sätzlich nur durch eine umfassende Berücksichtigung der Bedarfe und der Rei­
henfolge der Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen nach Absatz 3 
feststellen lässt.3 Entsprechend der präventiven Orientierung des Gesetzes, die 
schon im einführenden § 1 Abs. 3 ausgedrückt wird, werden die Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit in Abschnitt 1 zuerst genannt (§§ 14–18). Erst in Ab­
schnitt 2 folgen die monetären Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
(§§ 19–29). Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erhalten erwerbsfähi­
ge Leistungsberechtigte (§ 7 Abs. 1) und Personen, die mit erwerbsfähigen Leis­
tungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben (§ 7 Abs. 2). Erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte erhalten das Bürgergeld nach § 19 Abs. 1 Satz 1. Nicht er­
werbsfähige Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
in einer Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten die Leistung nach § 19 Abs. 1 Satz 2, 
die im Folgenden als Bürger(Sozial)Geld bezeichnet wird.

Entstehung/Entwicklung
Aus den Neuregelungen durch das Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsiche­
rung für Arbeitsuchende und des RBEGuSGBIIÄndG ergaben sich keine inhalt­
lichen Neuerungen,4 so blieb es bei der Zuordnung des Alg II zu den erwerbs­
fähigen Leistungsberechtigten und von Sozialgeld zu den nicht erwerbsfähigen 
Angehörigen.5 Mit Inkrafttreten des Bürgergeldgesetzes zum 1.1.2023 wurden 
die Begriffe „Grundsicherung für Arbeitssuchende“ und „ALG II“ weitestgehend 
aus dem Gesetz entfernt und durch den Begriff des Bürgergeldes ersetzt (→ Einl. 
Rn. 21 ff.). Erwerbsfähige und nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhal­
ten nun die gleichnamige Leistung des Bürgergeldes: Das Bürgergeld wird an 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach Abs. 1 Satz 1 gezahlt und an nicht er­
werbsfähige Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
in einer BG leben und die keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Vierten 
Kapitel des SGB II haben, nach Abs. 1 Satz 2. Die strukturellen Unterschiede 
der Leistungen nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 1 Satz 2 bleiben jedoch bestehen: 
so sind nur die erwerbsfähigen Bezieher:innen von Bürgergeld nach Abs. 1 
Satz 1 grundsätzlich pflichtversichert in der Kranken- und Pflegeversicherung 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 2 a SGB V, § 20 Abs. 1 Nr. 2 a SGB XI; zu Einzelheiten nicht 
in der GKV Pflichtversicherter → § 26 Rn. 4 ff., 17).6 Die Beiträge, die für Bür­
gergeld-Bezieher:innen an Sozialversicherungsträger gezahlt werden, sind kein 
Bestandteil des Bürgergeldes. Rechtsgrundlage für die Zahlung dieser Beiträge 
sind die § 5 Abs. 1 Nr. 2a SGB V und § 20 Abs. 1 Nr. 2a SGB XI, wohingegen 
eine Anspruchsgrundlage für den Leistungsempfänger auf Beitragstragung im 
SGB II selbst nicht existiert.7 Auch die Anforderung der Erreichbarkeit gem. § 7b 
gilt nur für die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und nur für sie wird ein 
angemessenes Fahrzeug nicht als Vermögen berücksichtigt, § 12 Abs. 1 Satz 2. 
Ferner ist die Unterscheidung wichtig für die Bildung einer BG und den Wechsel 
vom SGB II zum SGB XII.

2

3 BT-Drs. 17/3404, 97.
4 Zu den Änderungen vgl. LPK-SGB II/Lenze, 5. Aufl. 2013, § 19 Rn. 2.
5 BT-Drs. 17/3404, 97.
6 Rolfs NZS 2019, 206.
7 Eicher/Luik/Harich/Becker SGB II § 19 Rn. 14.
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Regelungsinhalt
Das Bürgergeld umfasst jeweils die Regelbedarfe zur Sicherung des Lebensunter­
halts (§ 20), Leistungen für Mehrbedarfe (§ 21), Leistungen für Unterkunft und 
Heizung (§ 22) sowie Leistungen für einmalige Beihilfen (§ 24). Leistungsberech­
tigte Kinder haben zusätzlich Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe 
(§ 28). Ausgeschlossen von der Leistung sind jedoch Kinder und Jugendliche, 
die einen Anspruch auf diese Leistungen nach § 34 SGB XII haben. Werden BuT-
Leistungen im Rahmen des Kinderzuschlags nach §§ 6a, 6b Bundeskindergeld­
gesetz gewährt, besteht ebenfalls kein Anspruch auf die identischen Leistungen 
nach § 28. Kann im Einzelfall ein vom Regelbedarf zur Sicherung des Lebensun­
terhalts grundsätzlich umfasster und nach den Umständen unabweisbarer Bedarf 
nicht gedeckt werden, so kommt die Gewährung eines Darlehens in Frage, das 
anschließend aus den Regelleistungen zu tilgen ist (§ 24 Abs. 1). Seit den Urtei­
len des BVerfG vom 9.2.20108 und vom 23.7.20149 wird darüber hinaus im 
Einzelfall ein unabweisbarer, besonderer Mehrbedarf zusätzlich gem. § 21 Abs. 6 
gedeckt.

Überblick: Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach SGB II

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte
(§ 7 Abs. 1) erhalten:

Nicht erwerbsfähige Leistungsberech­
tigte in Bedarfsgemeinschaft

(§§ 7 Abs. 2, 3) erhalten:

Bürgergeld
(§ 19 Abs. 1 Satz 1),

dieses umfasst:

Bürger(Sozial)Geld
(§ 19 Abs. 1 Satz 2),

dieses umfasst:

Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 20)
abgestuft nach Alter und Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft

(§ 20 Abs. 2, 3, 4, § 23 Abs. 1 Nr. 1)

ggf. Mehrbedarf bei Schwangerschaft, Alleinerziehung, Behinderung,
kostenaufwändiger Ernährung und unabweisbarem Mehrbedarf, Warmwasser 

bei dezentraler Versorgung (§ 21)

Leistungen für Unterkunft und Heizung (§ 22)

ggf. einmalige Leistungen für Erstausstattung der Wohnung, Erstausstattung 
für Bekleidung, Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt sowie An­

schaffung und Reparaturen von orthopädischen Schuhen und therapeutischen 
Geräten (§ 24 Abs. 3)

Leistungen für Bildung und Teilhabe (§ 28)

ggf. Übernahme der Beiträge für eine private Kranken- und Pflegeversicherung 
bzw. eine freiwillige gesetzliche Krankenversicherung (§ 26 Abs. 1 und 2)

Anspruchsvoraussetzungen
Anspruch auf den Bezug von Bürgergeld nach § 19 Abs. 1 Satz 1 haben erwerbs­
fähige Leistungsberechtigte. Dies sind nach der Legaldefinition des § 7 Abs. 1 
Personen,

3

4

8 BVerfG 9.2.2010 – 1 BvL 1/09 u.a.
9 BVerfG 23.7.2014 – 1 BvL 10/10 u.a.
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